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Takeda-Chef Hasegawa
mit einem Flair für die Politik

Ein Appell für die Offenheit Japans

Ger. Tokio b Takeda-Präsident Yasuchi-
ka Hasegawa hat klare Vorstellungen
davon, was sich in Japan alles ändern
muss. Heiterkeit kam auf im Saal, als er
unlängst gefragt wurde, ob er schon bald
als «Herr Premierminister» angeredet
werden müsse. Der Präsident des gröss-
ten japanischen Pharmaunternehmens
zeigte sich amüsiert, jedenfalls meldete
er sogleich politische Aspirationen an.
Er wolle nicht nur Beobachter sein, son-
dern auch mitgestalten. Hasegawa – er
hat an der renommierten Waseda-Uni-
versität Politologie studiert – ist einer
jener Wirtschaftsführer, die am stärks-
ten auf politische Reformen und eine
mutige wirtschaftliche Öffnung Japans
drängen. Diese Position vertritt er mit
Verve auch als Vorsitzender von Keizai
Doyukai, der einflussreichsten japani-
schen Organisation von Firmenführern.

Japan stecke in der grössten Krise
seit dem Ende des Pazifikkriegs, stellt
Hasegawa nüchtern fest. Eine rapide
alternde Bevölkerung, eine der höchs-
ten Staatsverschuldungen der Welt, sin-
kende Wettbewerbsfähigkeit – und die
Unfähigkeit der Politik, den notwendi-
gen Wandel zu wagen. Das Erdbeben
vom 11. März und die Atomkatastrophe
von Fukushima machen seiner Ansicht
nach nur noch deutlicher, wie gross der
aufgestaute Reformbedarf ist. Japan
verschliesse seine Augen vor «unange-
nehmen Wahrheiten», die mit der Glo-
balisierung ins Land drängten.

Als Chef von Takeda hat Hasegawa
die Konsequenzen aus der Globalisie-
rung längst gezogen. Wachstum gebe es
in den kommenden Jahren für die Phar-
mabranche nur noch in Schwellenlän-
dern, meint er. Um in Schwellenländern
rascher voranzukommen, hat Takeda
vor kurzem für umgerechnet annähernd
12Mrd. Fr. den Schweizer Arzneimittel-
hersteller Nycomed gekauft. Nycomed
macht rund 40% seines Umsatzes in
Ländern wie Russland, der Türkei oder
Brasilien. Wenn ein Unternehmen eine
strategische Lücke im eigenen Haus
schliessen könne, solle es zuschlagen,
sagt Hasegawa. Die Unternehmenskul-
turen, der Stil des Managements, dürf-
ten aber nicht zu unterschiedlich sein.
Die Orientierung der japanischen Poli-
tik nach innen ist dem Manager ein

Greuel. Hart fällt sein Urteil aus: Pre-
mierminister Naoto Kan? «Eine einzige
Enttäuschung.» Japans politische Klas-
se? «Verschliesst die Augen immer noch
vor unangenehmen Wahrheiten.»

Hasegawa ist in seinem Urteil aber
nur halb so rational, wie er zu sein vor-
gibt. Zwar fordert er energisch politi-
sche Führung ein, doch wenn sie seinen
Interessen widerspricht, stört sie ihn
dann doch. Dass Regierungschef Kan
aus Sicherheitsgründen die Schliessung
des Atomkraftwerks Hamaoka, gute

100 km südwestlich von Tokio gelegen,
durchsetzte, kritisiert er. Kan hätte zu-
erst Fachleute, Kommissionen und Bü-
rokraten anhören müssen – ein belieb-
ter Trick, mit dem Entscheidungen in
Japan gerne verschleppt werden. Auch
dass die regierende Demokratische Par-
tei verlangt, dass die Gläubigerbanken
von Tokyo Electric Power, der in Verruf
geratenen Betreibergesellschaft des
Atomkraftwerks Fukushima, einen Bei-
trag zur Bewältigung der Kosten leisten
sollen, ist für ihn kein Zeichen politi-
scher Stärke von Kan. Im Gegenteil: Er
sei skeptisch, ob Japan noch eine rich-
tige Demokratie darstelle, sagt er.

Hasegawas politische Ambitionen
sind gross. Als er im April an die Spitze
von Keizai Doyukai gewählt wurde, hat-
ten viele in Japan erwartet, dass er sich
von der Takeda-Spitze zurückziehen
würde. Hasegawa winkt verschmitzt ab.
Er habe genügend Energie für beide
Jobs. Wer ihn einmal erlebt hat, der
glaubt das dem quirligen Mann auch.
Fünfzehn Jahre arbeitete er für Takeda
im Ausland, davon zehn Jahre in Ame-
rika, drei in Deutschland. So welterfah-
ren und weltoffen sind wenige japani-
sche Manager – von japanischen Politi-
kern ganz zu schweigen.

Privatpatrouillen gegen Piraten
Die Angst vor den somalischen Überfallkommandos wächst. Von Constanze Sanders

Reeder und Versicherer greifen
wegen der hohen Kosten der
Piraterie zur Selbsthilfe. Neu
sollen private Patrouillenboote
den Frachtern eine sichere Pas-
sage durch den Golf von Aden
vor Somalia ermöglichen.

Londoner Schiffsversicherungen ma-
chen Ernst und bereiten den Einsatz
einer bewaffneten Privatpatrouille ge-
gen Piraten vor. Zwei Jahre haben die
Versicherungen zusammenmit Reedern
und Befrachtungsmaklern an dem
«Convoy Escort Programme» (CEP)
gearbeitet. Das Ziel ist ein zusätzlicher
Schutz zur bisherigen Marinepräsenz,
denn für die derzeit rund 40 Schiffe der
Nato wird es im Golf von Aden immer
schwieriger, Überfälle zu verhindern.

Zeit zum Handeln

Angesichts der Bedrohung im Indi-
schen Ozean wächst in der internationa-
len Schifffahrts-Branche die Akzeptanz
für CEP, das federführend von Jardine
Lloyd Thompson (JLT) entwickelt wird.
Die Reeder können die bewaffneten
CEP-Begleitboote für die gefährliche
Passage engagieren. Die Kosten dafür
betragen, abhängig von der Geschwin-
digkeit des Schiffes, im Durchschnitt
21 500 $, inklusive einer auf Geisel-
nahmen zugeschnittenen Kriegsrisiko-
versicherung. Die Eskorte kann wie
eine regionale Küstenwache arbeiten.
Die Marineeinheiten haben die Option,
ihren Aktionsradius entsprechend zu
erweitern. 16 ständig im Einsatz be-
findliche Boote sollen den Transit von
jährlich 5520 Handelsschiffen in Kon-
vois sichern; das entspricht etwa einem

Fünftel des gesamten Verkehrs. Damit
rechne sich die Gesellschaft, die als
Non-Profit-Unternehmen geplant ist,
heisst es. Die Zeit zum Handeln ist
offenbar gekommen: Somalische Über-
fallkommandos hatten Mitte Mai 23
Schiffe und 518 Seeleute in ihrer Ge-
walt. Bisher sei es billiger gewesen,
Lösegeld zu zahlen, als eine bewaffnete
Schutztruppe auszurüsten, sagt Doug
Brooks, Leiter der International Stabi-
lity Operations Association. Auf bis zu
17 Mrd. $ jährlich belaufen sich die Kos-
ten für Schifffahrt und Regierungen, um
die Angriffe abzuwehren, Lösegeld zu
zahlen und Geiseln zu befreien.

Steigende Reichweite

Dabei verlagern die Piraten ihre Akti-
vitäten auf immer entferntere Gebiete
im Indischen Ozean und in der Arabi-
schen See. Immer grössere Mutterschif-
fe werden erbeutet, und diese können
Überfallkommandos wochenlang mit
Treibstoff und Munition versorgen. Auf
der Suche nach geeigneten Zielen kom-
munizieren die Piraten per Satelliten-
telefon mit den Kommandostellen und
sind Teil eines Netzwerks, das die inter-
nationalen Handelsrouten ausspioniert
und bedroht.

Bereits seit Dezember 2010 ist das
Containerschiff MSC «Panama» in der
Gewalt von Piraten. Das unter liberia-
nischer Flagge fahrende Schiff der Me-
diterranean Shipping (MSC) mit Sitz in
Genf ist inzwischen eine Versorgungs-
basis für neue Übergriffe der Piraten.
Immer mehr Reedereien erwägen den
Boykott der Region und weichen auf
die Route um das Kap der Guten Hoff-
nung aus. Diese ist allerdings dreimal
so lang. Treibstoff- und Transportkos-
ten steigen massiv. Auf den Schiffen

fahren immer häufiger private Sicher-
heitskräfte mit, sagt Graham Kerr, Ge-
schäftsführer von Hart Security auf
Zypern. Die Situation auf See sei ver-
gleichbar mit dem zunehmenden Ein-
satz von Privateinheiten im Irak und
in Afghanistan.

Die CEP-Schiffe sollen künftig ver-
hindern, dass Piraten an Bord gelangen,
denn die spätere Rettung von Geiseln
ist viel schwieriger. Das CEP als Public-
Private Partnership privater und öffent-
licher Unternehmen ist Eigner von ins-
gesamt 18 Schiffen, die mit je acht
Sicherheitsleuten, vier weiteren Mann
Besatzung und robusten Luftkissenboo-
ten gegen angreifende Piraten vorgehen
sollen. Djibouti wird Basishafen der
Flotte, wo auch Waffenlizenzen erwor-
ben werden. Der Einsatz von Waffen
bleibt aber umstritten. Die Gefahr der
Eskalation, unklare seerechtliche Vor-
aussetzungen und die Gefährdung der
eigenen Mannschaft halten viele Ree-
der davon ab.

Zweifel an der Wirksamkeit

Grundsätzliche Zweifel an der Wirk-
samkeit von Abschreckung hegt ausge-
rechnet ein Marineadmiral. Die Streit-
kräfte von 28 Nationen seien nicht in
der Lage, diese Herausforderung im
Golf von Aden zu meistern, sagt Robert
Willard, Vorgesetzter des 300 000Mann
starken US-Pazifik-Kommandos. «Wir
müssen an die Quelle gehen und die
Landverteilung in Somalia regeln.» Ein
handlungsfähiger Staat aber, der Land
verteilen und Kriminelle festsetzen
könnte, fehlt in Somalia seit mehr als
zwanzig Jahren.
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Constanze Sanders ist freie Wirtschaftsjournalistin

und lebt in Hamburg.

Mit der «Abzocker»-Initiative
liegt der Gegenvorschlag schon vor

Die Forderungen der Initiative sind mehrheitsfähig. Von Claudio Kuster

Nach bald zwei Dutzend Versuchen, der
eidgenössischen Volksinitiative «gegen
die Abzockerei» einen valablen Gegen-
vorschlag gegenüberzustellen, ist dieser
Tage das Parlament abermals mit dieser
undankbaren Aufgabe betraut. Das
Vorhaben ist indessen von vornherein
zum Scheitern verurteilt. Die eine Vari-
ante, «Normstufe Verfassung», wird
deshalb kaum je eine parlamentarische
Mehrheit hinter sich scharen können,
weil sie für die Legislative schlicht der
falsche Ort zur Legiferierung ist. Das
Heranziehen der Bundesverfassung zur
Artikulierung und Sanktionierung ge-
sellschafts- und wirtschaftspolitischer
Missstände stellt im von der Volksinitia-
tive verlangten Detaillierungsgrad nun
einmal eine direktdemokratische Ex-
klusivität dar, wie sie staatspolitisch
legitim nur von Initianten hervorge-
bracht werden kann.

Regulatorischer Wald

Allgemein gehaltene Empfehlungen,
wie wir sie beispielsweise seit einer
Dekade aus dem «Swiss Code of Best
Practice» kennen («Die Entschädigung
soll nachvollziehbar vom nachhaltigen
Erfolg des Unternehmens und vom per-
sönlichen Beitrag abhängig gemacht
werden; falsche Anreize sind zu vermei-
den.»), wären zwar gleichermassen
mehrheitsfähig wie normgerecht. Der-
artigeWorthülsen aber führten und füh-
ren erwiesenermassen zu keinerlei Pra-
xisänderung. Die prinzipiell sachgerech-
te Variante «indirekter Gegenentwurf
Aktienrecht» dagegen eröffnet im ge-
genwärtigen parteipolitischen Feld zu
viele Konfliktlinien. Gut gemeinte Ap-
pelle in letzter Sekunde in allen Ehren,
doch es ist schlicht keine Lösung in
Sichtweite, welche in ihrem Kerngehalt
irgendwo noch ein paar griffige und ziel-
führende, aber gleichzeitig nicht über-
schiessende Forderungen enthielte.

Die derzeitige Torschlusspanik (es
laufen die letztenWochen der Verlänge-
rung der parlamentarischen Behand-
lungsfrist) wie auch die nahenden Wah-
len verhindern eine adäquate Regulie-
rung obendrein. Vor lauter Bäumen –

der Ruf nach populistischen Boni-Steu-
ern hier, staatliche Finma-Regulierun-
gen dort – wird der regulatorische Wald
derzeit eh nicht mehr gesehen. Bald
greift zudem die «Too big to fail»-Vor-
lage in die Lohnautonomie der Banken
ein. Und vor kurzem haben die Jung-
sozialisten ihre zu weit gehende, aber
gleichermassen auf Zuspruch stossende
«1:12-Initiative» eingereicht. Schliess-
lich schlägt ein neues, durch die «nicht
wirksame Selbstregulierung» motivier-
tes Corporate-Governance-Grünbuch
der EU-Kommission Forderungen vor,
wie sie die Volksinitiative vorsieht (bin-
dende Abstimmung über Vergütungen)
oder aber die darüber hinausgehen
(Limitierung der Verwaltungsratsman-
date pro Person). Der Verfassungstext
«gegen die Abzockerei» steht derweil
seit bald fünf Jahren wie ein ruhender
Fels in dieser aktivistischen Brandung.
Selbst ein Jahrhundertereignis wie die
jüngste Finanzkrise konnte dem Verfas-
sungsartikel nichts anhaben. Dies sollte
nicht erstaunen, wurde er doch nie als
Maximalforderung konzipiert, sondern
von vornherein als wirtschaftsfreund-
licher Minimalstandard skizziert – eben
als breit abgestützter Gegenentwurf
zum anpassungsbedürftigen Status quo.

Im Gegensatz zu den anderen Regu-
latorien schreibt er keinen Höchstlohn,
keine Bandbreiten, kein Maximalver-
hältnis zwischen Fixum und Bonus,
keine Sperrfristen oder andere Vor-
gaben zur Ausschüttungsart und genau-
so wenig ein staatliches Aufsichtsorgan
vor. Und vor allem entzieht er den an-
visierten börsenkotierten Unterneh-
mungen keinen einzigen Franken. Be-
merkenswerterweise wurden unterdes-

sen fast alle der 24 Forderungen des
Initiativtextes (GV-Abstimmung über
Verwaltungsrats- und Geschäftslei-
tungs-Lohnsummen, jährliche Wieder-
wahl der Verwaltungsräte, Stimmpflicht
für Pensionskassen, Verbot für Ab-
gangsentschädigungen und Vorauszah-
lungen usw.) im einen oder anderen der
nunmehr 23 aus Bundesbern vorge-
schlagenen Kontraprojekte aufgenom-
men. Nur kaum je alle gleichzeitig – wie
es die Initiative vorsieht – als austarier-
tes Gesamtpaket. Dennoch zeigt das,
dass alle 24 Forderungen grundsätzlich
mehrheitsfähig sind, was angesichts des
zugrunde liegenden liberalen Aktio-
närsverständnisses nicht erstaunen soll.

Einzigartige Chance

Ein Plebiszit schliesslich, ob 2012 oder
spätestens am 3. März 2013, ist ohnehin
unumgänglich. Dieses hätte vermieden
werden können, wenn die vor Jahres-
frist erarbeitete Einigungslösung mit
der SVP Schweiz auf legislatorisch
offene Ohren gestossen wäre. Dass die-
ses Angebot nicht angenommen wurde,
ist zu akzeptieren. Freilich, die Volks-
initiative «gegen die Abzockerei» ist
nicht die beste aller vorstellbaren Ge-
genmassnahmen zu den unzähligen Ex-
zessen in hiesigen Führungsetagen. Nur
schon deren Existenz und Notwendig-
keit an sich ist bedauerlich.

Aber sie ist und bleibt im direktde-
mokratischen, gesellschaftsrechtlichen
und internationalen Kontext für unser
Land die optimale und einzigartige
Möglichkeit, via gesellschaftliche Legi-
timation (Volksabstimmung) und so-
dann via aktienrechtliche Absolution
(GV-Abstimmungen) dem leidigenThe-
ma «Managersaläre» ein gutes Stück sei-
ner Empörungsgrundlage zu entziehen.
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Claudio Kuster ist Co-Initiant und Sekretär der eid-

genössischen Volksinitiative «gegen die Abzockerei».

Russland erhöht Einlagenzinsen
gho. Moskau b Die russische Zentral-
bank hat die Einlagenzinsen um 0,25
Prozentpunkte erhöht, den Refinanzie-
rungssatz und den Repo-Satz jedoch bei
8,25% bzw. 5,5% belassen. Damit ver-
sucht die Notenbank weiterhin, die
hohen Inflationserwartungen zu bre-
chen, ohne den fragilen wirtschaftlichen
Aufschwung zu bremsen. Die Wäh-
rungshüter sagten, die Einlagenzinsen
seien angesichts überschüssiger Liquidi-
tät im Bankensektor immer noch das
Hauptinstrument zur Steuerung des
Geldmarktes. Mit einer Erhöhung der
Einlagenzinsen soll auch dem Kapital-
abfluss entgegengewirkt werden. In den
vergangenen Monaten flossen netto
rund 50 Mrd. $ aus Russland ab. Dies
wird auch mit dem ungünstigen Investi-
tionsklima in Verbindung gebracht,
aber ebenso mit Währungstransaktio-
nen russischer Unternehmen.

DBA zwischen Vaduz und Berlin
(dpa) b Liechtenstein und Deutschland
sind sich nach Angaben der Regierung
in Vaduz über ein neues Doppel-
besteuerungsabkommen (DBA) einig
geworden. Unterzeichnet werden soll
die Vereinbarung in der zweiten Jahres-
hälfte. Einzelheiten wurden nicht mitge-
teilt. Beide Länder hatten bereits 2009
ein Abkommen über den Informations-
austausch in Steuerfragen nach OECD-
Standard abgeschlossen, das seit Okto-
ber letzten Jahres in Kraft ist.
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Neuer Chef der Erdölvereinigung
gvm. b Der Vorstand der Erdölvereini-
gung hat Niklaus Boss zum neuen Ge-
schäftsleiter gewählt. Der 47-jährige Ju-
rist löst Rolf Hartl ab, der nach knapp 18
Jahren das Präsidium des Interessenver-
bands von Ronald Ganz übernehmen
wird. Boss war bis Ende 2010 Verkaufs-
leiter undGeschäftsleitungsmitglied des
Handelsunternehmens Dobi-Inter. Zu-
vor arbeitete er einige Jahre für die Von
Roll Holding und war in den neunziger
Jahren in der kantonalen Verwaltung
des Kantons Aargau tätig.
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Deutschland

BASF gründet Styrol-Joint-Venture
(Reuters) b BASF kommt bei der Aus-
gliederung des Geschäfts mit Styrol-
kunststoffen voran. Zusammenmit dem
britischen Konkurrenten Ineos wurde
laut einer Mitteilung ein Gemein-
schaftsunternehmen gegründet. Das
Joint Venture mit dem Namen «Styro-
lution» soll auf einen Jahresumsatz von
über 5 Mrd. $ kommen, seinen Sitz in
Frankfurt haben und beiden Unterneh-
men zur Hälfte gehören.


